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Aus lehner.org wird lehner.tax 

 
Im Zuge unserer laufenden Software-Updates haben wir nun auch unsere Domain adaptiert und verwenden 
ab nun lehner.tax statt lehner.org. Sie erreichen somit ab sofort unsere Website vorrangig unter der neuen 
Adresse www.lehner.tax. Bitte aktualisieren Sie Ihre Lesezeichen und speichern Sie die neue Adresse für 
zukünftige Besuche. 
 
Im Zuge dieser Domainänderung haben wir auch unsere Mail-Adressen umgestellt. Die Logik unserer E-Mail 
Adresse ist unverändert allerdings mit .tax statt .org, beispielsweise: 
 
- für allgemeine Fragen: office@lehner.tax 
- für unsere Ansprechpartner: Vorname.Nachname@lehner.tax 
 
Gerne können Sie ab sofort die neuen E-Mail-Adressen für die Kommunikation mit uns verwenden, die bishe-
rigen Adresse bleiben zusätzlich weiterhin bestehen. Es kann somit trotz der Änderung zu keinem Informati-
onsverlust kommen. 
 
Sollten Sie Fragen oder Anliegen haben, zögern Sie nicht, uns zu kontaktieren. Wir stehen Ihnen gerne zur 
Verfügung. 

 
 

Kleinunternehmerpauschalierung 
 
Es ist für die Kleinunternehmerpauschalierung 
unschädlich, wenn die umsatzsteuerliche Klein-
unternehmerbefreiung deswegen nicht anwend-
bar ist, weil ihr eine speziellere unechte Umsatz-
steuerbefreiung vorgeht. 
Kleinunternehmer können seit der Veranlagung 
2020 im Rahmen der Einnahmen-Ausgaben-
Rechnung ihren Gewinn pauschal ermitteln. Als 
Einkünfte müssen entweder Einkünfte aus selbstän-
diger Arbeit oder Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
vorliegen. 

Die pauschalen Betriebsausgaben betragen 45 % 
der Betriebseinnahmen aus Umsätzen, maximal € 
18.900, bzw. 20 % der Betriebseinnahmen bei ei-
nem Dienstleistungsbetrieb, höchstens € 8.400. Im 
Rahmen des Abgabenänderungsgesetzes 2023  

wurde nun hinsichtlich der Voraussetzungen, bei 
deren Erfüllen die einkommensteuerliche Kleinun-
ternehmerpauschalierung zur Anwendung kommen 
kann, eine gesetzliche Klarstellung bzw. Verbes-
serung vorgenommen.  

Die Kleinunternehmerpauschalierung stellt tatbe-
standsmäßig darauf ab, dass die Umsatzsteuerbe-
freiung für Kleinunternehmer anwendbar (Gesam-
tumsatz eines Unternehmens in einem Jahr nicht 
mehr als € 35.000 netto) oder nur aus drei bestimm-
ten, im Gesetz genannten Gründen nicht anwendbar 
ist. Ab der Veranlagung 2023 wurde die Umsatz-
steuergrenze für die Kleinunternehmerpauschalie-
rung um € 5.000 angehoben und beträgt somit nun 
€ 40.000 netto. 

 



 

 

Bausparkassen-/Versicherungsvertreter oder 
Ärzte 
War die umsatzsteuerliche Kleinunternehmerbefrei-
ung aber deswegen nicht anwendbar, weil dieser 
Befreiung eine andere unechte Umsatzsatzsteuer-
befreiung vorgeht, kam nach dem bisherigen Geset-
zeswortlaut die Inanspruchnahme der einkommen-
steuerlichen Kleinunternehmerpauschalierung nicht 
in Betracht.  

Davon waren z. B. Bausparkassen-
/Versicherungsvertreter oder Ärzte betroffen, die – 
auch wenn sie sonst die Voraussetzungen für die 
umsatzsteuerliche Kleinunternehmerbefreiung erfüll-
ten – die einkommensteuerliche Kleinunternehmer-
pauschalierung deswegen nicht in Anspruch neh-
men konnten, weil die für Bausparkassen-

/Versicherungsvertreter oder Ärzte im speziellen 
vorgesehene Umsatzsteuerbefreiung der umsatz-
steuerlichen Befreiung für Kleinunternehmer vor-
geht. 

Um dieses unerwünschte Ergebnis zu vermeiden, 
wurde nun gesetzlich klargestellt, dass es unschäd-
lich ist, wenn die umsatzsteuerliche Kleinunterneh-
merbefreiung deswegen nicht anwendbar ist, weil 
ihr eine speziellere unechte Umsatzsteuerbefreiung 
vorgeht, sofern bei Ausblenden dieses Umstan-
des die Voraussetzungen für die Kleinunter-
nehmerpauschalierung vorliegen würden. 

Wir beraten Sie gerne, ob in Ihrem konkreten Fall 
die Kleinunternehmerpauschalierung im Vergleich 
zur vollständigen Einnahmen-Ausgaben-Rechnung 
oder zur Basispauschalierung vorteilhafter ist.  

 
 

Arztpraxis als Liebhaberei? 
 
Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte im Rah-
men einer Liebhabereiprüfung die Frage zu klä-
ren, ob es sich beim Führen einer Arztpraxis und 
der Tätigkeit für den Ärztefunkdienst um einen 
einheitlichen Betrieb handelte. 
Im gegenständlichen Fall führte eine Ärztin nach 
ihrer Pensionierung ihre Ordination ohne Kassen-
vertrag weiter. In den betreffenden Jahren 2010 bis 
2014 erzielte sie dabei ausschließlich Verluste. 
Gleichzeitig ging die Ärztin einer Tätigkeit für den 
Ärztefunkdienst nach. Aus dieser Tätigkeit erzielte 
sie jährliche Gewinne in Höhe von ca. € 10.000. Das 
Finanzamt vertrat dahingehend die Auffassung, 
dass es sich bei den beiden Betätigungen, Ordinati-
on vs. Ärztefunkdienst, um getrennte Liebhaberei-
Beurteilungseinheiten handelt. 

Abgrenzung der steuerlich relevanten Einkünfte 
zu privaten 
Die Liebhaberei ist für das österreichische Steuer-
recht von großer Bedeutung, da sie die Abgrenzung 
zwischen steuerlich relevanten Einkünften und nicht 
steuerlich anzuerkennenden Tätigkeiten beeinflusst. 
Sie dient dazu, sicherzustellen, dass nur tatsächlich 
erzielte Einkünfte besteuert werden, während rein 
private oder nicht ernsthaft gewinnorientierte Aktivi-
täten steuerlich nicht berücksichtigt werden. 
Dadurch soll die Steuergerechtigkeit gewahrt und 
eine Missbrauchsmöglichkeit des Steuersystems 
reduziert werden. Rechtsfolge der Einstufung einer 
Tätigkeit als Liebhaberei ist, dass erzielte Verluste 
steuerlich nicht verwertet werden können, etwaige 
positive Einkünfte dafür nicht steuerpflichtig sind.  

Zusammenhang von Arztpraxis und Ärztefunk-
dienst nicht erkennbar 

Gemäß der Liebhabereiverordnung (LVO) liegen 
Einkünfte bei einer Betätigung vor, die durch die 
Absicht veranlasst ist, einen Gesamtgewinn zu 
erzielen. Voraussetzung dafür ist, dass die Absicht 
anhand objektiver Umstände nachvollziehbar ist. 
Das Vorliegen einer derartigen Absicht ist für jede 
organisatorisch in sich geschlossene und mit einer 
gewissen Selbstständigkeit ausgestattete Einheit 
gesondert zu beurteilen. Beurteilungseinheit ist 
demnach die einzelne Einkunftsquelle, die nach 
der Verkehrsauffassung abzugrenzen ist. Ein ein-
heitlicher Betrieb würde vorliegen, wenn mehrere 
Betriebszweige als Teil eines Betriebes anzusehen 
sind, was bei engem wirtschaftlichen, technischen 
oder organisatorischen Zusammenhang zutrifft. Das 
BFG führte aus, dass ein solcher Zusammenhang 
beim Betrieb einer Arztpraxis und einer Tätigkeit 
für den Ärztefunkdienst nicht erkennbar ist, da 
beiden Bereichen andere Strukturen zugrunde lie-
gen und es anderer organisatorischer Maßnahmen 
bedarf. Die einzige Verbindung ist die Qualifikation 
als Arzt, die aber für sich allein noch nicht ausreicht, 
um eine Verflechtung der beiden Betriebe anzu-
nehmen.  

Für das BFG war eine objektive Ertragsfähigkeit der 
Arztpraxis nicht erkennbar, da es kein ernsthaftes 
Streben zur Gewinnerzielung erkennen konnte. Es 
stufte den Betrieb der Arztpraxis als keine einkom-
mensteuerrechtliche zu berücksichtigende Ein-
kunftsquelle ein. Es lagen daher zwei voneinander 
getrennt zu beurteilende Betriebe vor, wobei einer 
davon, die Arztpraxis, als Liebhaberei qualifiziert 
wurde. Dies hatte zur Folge, dass die erzielten Ge-
winne aus der Tätigkeit für den Ärztefunkdienst nicht 
mit den Verlusten aus dem Betrieb der Arztordinati-
on ausgeglichen werden konnten.  



 
 
 
 

 

Sind Sponsorzahlungen Betriebsausgaben? 
 
Sollten Sie eine Sponsorzahlung in Erwägung 
ziehen, achten Sie auf die betriebliche Veranlas-
sung. Der Leistung muss ein eindeutiger Wer-
bewert gegenüberstehen. 
Das Bundesfinanzgericht (BFG) hatte jüngst über 
die Qualifizierung von Sponsorzahlungen als Be-
triebsausgabe oder Repräsentationsaufwendung zu 
entscheiden. 

Ausgangspunkt des Verfahrens war eine GmbH, die 
ca. € 50.000 pro Jahr als Betriebsausgabe für Wer-
beaufwendungen bei einem Sportverein geltend 
machte. Als Werbeleistung wurden Tafeln mit dem 
Logo der GmbH aufgestellt. Unter dem Firmenlogo 
war zusätzlich der Name des Gesellschafter-
Geschäftsführers der GmbH angebracht. Auf Grund 
dessen kam das Finanzamt zu dem Schluss, dass 
als Motiv für das Sponsoring des Sportvereines das 
Interesse des Gesellschafter-Geschäftsführers, sich 
als Mäzen in der Öffentlichkeit zu präsentieren und 
dadurch gesellschaftliches Ansehen zu erringen, zu 
sehen sei. Das Finanzamt stufte den abgesetzten 
Aufwand daher als verdeckte Gewinnausschüt-
tung ein, welche steuerneutral zu behandeln ist, dh 
das Einkommen nicht mindert.  

Repräsentationsaufwendungen sind nicht ab-
zugsfähig 
Zur Ermittlung der Körperschaftsteuer werden - im 
Zusammenhang mit der Einkommensermittlung - die 
Regeln des Einkommensteuergesetzes angewen-
det. Dieses definiert Betriebsausgaben als Aufwen-
dungen oder Ausgaben, die durch den Betrieb ver-
anlasst sind. Auch wenn Aufwendungen die Definiti-
on von Betriebsausgaben, insb. die betriebliche 
Veranlassung erfüllen, kann für Körperschaften ein 
Abzugsverbot die Berücksichtigung bei der Ein-
künfteermittlung und damit der Einkommensermitt-
lung verbieten. 

Nach diesem Abzugsverbot dürfen Repräsentati-
onsaufwendungen nicht abgezogen werden. Unter 

Repräsentationsaufwendungen sind laut Verwal-
tungsgerichtshof (VwGH) „alle Aufwendungen zu 
verstehen, die zwar durch den Beruf des Steuer-
pflichtigen bedingt bzw. im Zusammenhang mit der 
Erzielung von steuerpflichtigen Einkünften bewir-
kenden Einnahmen anfielen, aber auch sein gesell-
schaftliches Ansehen fördern, es ihm also ermögli-
chen, sich zu repräsentieren.“ Auch freiwillige Zu-
wendungen, insbesondere Spenden, sind nicht als 
Betriebsausgabe abzugsfähig. Sponsorzahlungen 
eines Unternehmens stellen demnach Betriebsaus-
gaben dar, wenn sie nahezu ausschließlich auf 
wirtschaftlicher Grundlage beruhen und als eine 
angemessene Gegenleistung für die vom Gespon-
serten übernommene Verpflichtung zu Werbeleis-
tungen angesehen werden können. Der Sponsortä-
tigkeit muss eine breite öffentliche Werbewirkung 
zukommen. 

Allgemeiner Werbewert lag vor 
Eine solche Werbewirkung lag im gegenständlichen 
Fall vor. Der gesponserte Verein war mehrfacher 
österreichischer Meister in seinem Wettbewerb. Die 
Vereinsmitglieder waren weiters über alle Alters-
klassen hinweg erfolgreich. Dadurch war der Verein 
einem breiteren Publikum bekannt. Die angebrach-
ten Werbetafeln hatten somit einen Werbewert. 
Auch der Umstand, dass andere Unternehmen den 
Verein ebenfalls sponserten, spricht dafür, dass ein 
allgemeiner Werbewert vorlag. Die Werbetafeln 
dienten daher hauptsächlich dem Zweck der Wer-
bung für das Unternehmen und nicht der Repräsen-
tation des Gesellschafter-Geschäftsführers. 

Da die Gegenleistung für die Sponsorzahlungen 
einen Werbewert hatte, waren die Zahlungen durch 
den Betrieb veranlasst und somit als Betriebsaus-
gaben zu qualifizieren. Durch diese betriebliche 
Veranlassung stellten sie keine freiwillige Zuwen-
dung dar. Somit waren die geleisteten Sponsorzah-
lungen bei der Einkünfteermittlung und damit auch 
bei der Einkommensermittlung zu berücksichtigen.  

 
 

Senkung des KöSt-Tarifs 
 
Mit 1.1.2024 wurde nicht nur die Flexible Kapi-
talgesellschaft als neue Form der Kapitalgesell-
schaft eingeführt, sondern auch Änderungen am 
Mindeststammkapital der „klassischen“ GmbH 
und dem Körperschaftsteuersatz vorgenommen. 
Diese Neuerungen wirken sich auch auf die Hö-
he der Mindestkörperschaftsteuer (MiKöSt) aus. 
 

Änderung des KöSt-Tarifs 
Bereits 2023 wurde die Körperschaftsteuer von 
ursprünglich 25 % auf 24 % reduziert. 2024 folgte 
nun die bereits geplante weitere Senkung auf 23 %. 
Bei Ausschüttung an die Gesellschafter ergibt sich 
anhand des neuen Steuersatzes nun eine  

Gesamtsteuerbelastung in Höhe von 44,175 % im 
Vergleich zu den ursprünglichen 45,625 % (2022). 



 

 

Änderung der MiKöSt 
Die Körperschaftsteuer beträgt seit dem 1.1.2024 23 
% des erzielten Gewinnes. Bei unbeschränkt steu-
erpflichtigen Körperschaften fällt jedoch – egal ob 
ein Gewinn oder ein Verlust erzielt wird – eine so-
genannte Mindestkörperschaftsteuer an. Ist die 
tatsächliche Körperschaftsteuer des laufenden Jah-
res wegen eines geringen Gewinnes oder eines 
Verlustes kleiner als der Mindeststeuerbetrag oder 
sogar Null, ist dennoch Steuer im Ausmaß eines 
fixen Betrages zu entrichten. Die entrichtete Min-
destkörperschaftsteuer wird in späteren Jahren 
(sofern Gewinne anfallen und die Steuerbelastung 
des Jahres den Betrag der Mindestkörperschaft-
steuer übersteigt) wie eine Vorauszahlung ange-
rechnet und reduziert damit die zukünftige Steuer-
belastung. 

Mindestkörperschaftsteuer € 500 jährlich 
Die Höhe der Mindestkörperschaftsteuer knüpft an 
das gesetzliche Mindeststammkapital der Körper-
schaft an. Die Mindeststeuer beträgt pro Kalender-
jahr 5 % des gesetzlichen Mindeststammkapitals 
und ist vierteljährlich zu entrichten. Bis zum 
31.12.2023 betrug das Mindeststammkapital der 
GmbH € 35.000, die MiKöSt betrug daher € 1.750 
jährlich. Durch die Herabsetzung des gesetzlich 
notwendigen Stammkapitals der GmbH auf € 10.000 
mit 1.1.2024 verringert sich auch die Mindestkörper-
schaftsteuer auf € 500 jährlich. Eine Kapitalherab-
setzung für GmbHs mit einem Stammkapital von € 
35.000 ist in diesem Zusammenhang nicht notwen-
dig. Die bisher bestehende gesetzliche Regelung, 
wonach die MiKöSt in den ersten 5 Jahren ab Ein-

tritt in die unbeschränkte Steuerpflicht € 125 pro 
Kalendervierteljahr und in den folgenden 5 Jahren € 
250 pro Kalendervierteljahr beträgt, ist damit hinfäl-
lig und wurde mit 31.12.2023 aufgehoben, eine 
Erhöhung der MiKöSt nach Ablauf von 5 Jahren ist 
nicht vorgesehen. 

Herabsetzungsantrag 
Jeder Steuerpflichtige hat für die Einkommen- bzw. 
Körperschaftsteuer eines Jahres vierteljährlich Vo-
rauszahlungen zu leisten. Die Höhe der Vorauszah-
lungen wird vom Finanzamt mit Bescheid vorge-
schrieben. Diese Vorschreibung orientiert sich an 
den Ergebnissen des Vorjahres. Sollte eine Hoch-
rechnung des Jahresergebnisses und die damit 
einhergehende Steuerbelastung die von der Finanz 
unterstellten Gewinne bzw. die vom Finanzamt vor-
geschriebene Vorauszahlung unterschreiten, kann 
ein Antrag auf Herabsetzung an das Finanzamt 
gestellt werden. Dieser muss eine Begründung der 
verminderten Gewinnerwartung sowie einen ent-
sprechenden Nachweis (z.B. Umsatzaufstellung, 
Zwischenbilanz) enthalten. 

Im Zusammenhang mit der Mindestkörperschaft-
steuer ist dabei anzumerken, dass in manchen Fäl-
len noch KöSt-Vorauszahlungen bescheidmäßig 
vorgeschrieben werden, die auf der alten Mindest-
körperschaftsteuer beruhen. Sollte dies der Fall 
sein, gibt es laut dem Bundesministerium für Finan-
zen (BMF) keine gesetzliche Grundlage für eine 
amtswegige Herabsetzung des Vorauszahlungsbe-
scheides. Vielmehr ist auch hier ein individueller 
Herabsetzungsantrag auf die Höhe der neuen 
MiKöSt zu stellen.  

 
 

Neues Bau- und Wohnpaket 
 
Der Nationalrat hat große Teile des von der Re-
gierung vorgestellten Bau- und Wohnpakets 
beschlossen. Ziel des Pakets ist eine Förderung 
des Wohnbaus und eine Erhöhung der Eigen-
tumsquote. 
Ausweitung der beschleunigten Absetzung für 
Abnutzung (AfA) 
Die Möglichkeit einer beschleunigten Abschreibung 
für Gebäude, wonach im ersten Jahr die dreifache 
und im zweiten Jahr die doppelte AfA angesetzt 
werden kann, wird befristet ausgeweitet. Für Wohn-
gebäude, die zwischen 31.12.2023 und 1.1.2027 
fertiggestellt werden, kann nunmehr in den ersten 
drei Jahren die dreifache AfA geltend gemacht 
werden. Anders als nach bisheriger Regelung, gilt 
dies auch bei einer Inbetriebnahme im zweiten 
Halbjahr. Voraussetzung ist, dass das Wohngebäu-

de dem „Gebäudestandard Bronze“ des aktuellen 
„klimaaktiv-Kriterienkatalogs“ entspricht. 

Auch im Zusammenhang mit Sanierungsmöglichkei-
ten besteht nun die Option einer beschleunigten 
Abschreibung. Während bereits bisher bestimmte 
Herstellungsaufwendungen (z.B. in Verbindung mit 
dem Denkmalschutzgesetz) beschleunigt auf 15 
Jahre abgeschrieben werden konnten, wird diese 
Möglichkeit auf Aufwendungen ausgeweitet, die 
nach dem 31.12.2023 anfallen und für die eine För-
derung des Bundes gemäß dem 3. Abschnitt des 
Umweltfördergesetzes ausbezahlt wird. 

 
Ökozuschlag 
Seit der ökosozialen Steuerreform besteht für Pri-
vatpersonen die Möglichkeit, gewisse  



 

 

Gebäudeinvestitionen als Sonderausgaben steuer-
lich geltend zu machen. Für diese Sanierungsmaß-
nahmen (thermisch-energetische Sanierung und 
Austausch eines fossilen Heizungssystems durch 
ein klimafreundliches Heizungssystem) können nun 
auch Vermieter 15 % der Investition als fiktiven 
steuerlichen Aufwand geltend machen (Ökozu-
schlag). Voraussetzung ist, dass das Gebäude zu 
Wohnzwecken vermietet wird. Der Ökozuschlag 
steht für die ersten beiden Wirtschaftsjahre nach 
dem 31.12.2023 zu. 

Abschaffung von Nebengebühren 
Die Gebühr für die Eintragung des Eigentums an 
einer Liegenschaft sowie damit im Zusammenhang 
stehender Pfandrechte ins Grundbuch wird auf An-
trag unter folgenden Voraussetzungen vorüberge-
hend ausgesetzt: 

 Das auf der Liegenschaft errichtete oder zu 
errichtende Gebäude wird zur Befriedigung 
eines dringenden Wohnbedürfnisses ver-
wendet.  

 Für die Pfandrechtseintragung steht die Be-
freiung nur zu, wenn das zugrundeliegende 
Darlehen zu mehr als 90 % für den Erwerb, 
die Errichtung oder Sanierung eines be-
günstigten Eigenheims verwendet wird.  

 Das Rechtsgeschäft wird nach dem 
31.3.2024 abgeschlossen und der Antrag 
auf Eintragung im Grundbuch wird im Zeit-
raum vom 1.7.2024 bis zum 30.6.2026 ge-
stellt.  

Als Nachweis eines dringenden Wohnbedürfnisses 
muss der Hauptwohnsitz an der neuen Liegen-
schaft begründet und sämtliche Wohnrechte am 
bisherigen Hauptwohnsitz aufgegeben werden. Bei 
einer bereits bezugsfertigen Wohnstätte sind die 
Nachweise binnen dreier Monate nach Übergabe, 
bei einer zu errichtenden Wohnstätte nach Fertig-
stellung, jedoch jedenfalls innerhalb von 5 Jahren 
nach Eintragung zu erbringen. Bei Aufgabe des 
Eigentumsrechts innerhalb von 5 Jahren ist die Ge-
richtsgebühr nachträglich zu entrichten. 

 

Förderdarlehen 
Darüber hinaus wurde beschlossen, den Bundes-
ländern Mittel zur Verfügung zu stellen, mit denen 
zur Wohnbauförderung Darlehen bis zu € 200.000 
mit einer Maximalverzinsung von 1,5 % p.a. an 
natürliche Personen vergeben können, die jedoch 
an antispekulative Maßnahmen zu knüpfen sind.  

 
 

Start-up-Mitarbeiterbeteiligung 
 
Ende 2023 wurde vom Nationalrat das Start-Up-
Förderungsgesetz beschlossen. Mit diesem Ge-
setz wurde eine Begünstigung für die Beteili-
gung von Dienstnehmern speziell an Start-Ups 
geschaffen. Die Ausgabe von Mitarbeiterbeteili-
gungen soll einerseits die Bindung von Mitarbei-
tern an das Unternehmen fördern und anderer-
seits hochqualifiziertes Personal angemessen 
vergüten. 
Die Begünstigung kann nur in Anspruch genommen 
werden, wenn das Arbeitgeberunternehmen nicht 
mehr als 100 Arbeitnehmer (im Jahresdurch-
schnitt) sowie nicht mehr als € 40 Millionen Umsatz 
(gemäß der Vorjahresbilanz) hat. Zudem darf die 
Unternehmensgründung nicht mehr als 10 Jahre 
zurückliegen und das Unternehmen nicht Teil bzw. 
verbundenes Unternehmen (> 25% Beteiligung) 
eines Konzerns sein. Die Start-Up Mitarbeiterbeteili-
gung ist nur für unentgeltliche (nicht für vergünstig-
te) oder zum Nennwert gewährte Kapitalanteile 
anwendbar. 

Die Gewährung muss aus sachlichen betriebsbe-
zogenen Gründen erfolgen (z.B. Kompetenz und 
Erfahrung des Arbeitnehmers). Des Weiteren muss 

es sich bei den ausgegebenen Anteilen um vinku-
lierte Anteile handeln, welche nur mit Zustimmung 
des Arbeitgebers unter Lebenden übertragen wer-
den dürfen. Der einzelne an den Mitarbeiter ausge-
gebene Anteil darf zu keinem Zeitpunkt mehr als 
10% des Kapitals der Gesellschaft betragen. Über-
steigt durch die Abgabe der Anteile die Beteiligung 
am Unternehmen des Arbeitgebers 10% des Kapi-
tals, liegt eine Start-Up-Mitarbeiterbeteiligung nur 
insoweit vor, als die Anteile diese Grenze nicht 
übersteigen. 

 

Begünstigung 
Ein wesentlicher Vorteil der Regelung ergibt sich 
aus dem späteren Zuflusszeitpunkt. Eine Besteue-
rung erfolgt nämlich erst im Zeitpunkt des Zu-
flusses eines Vorteils. Der Zufluss gilt nicht bereits 
bei der (unentgeltlichen) Ausgabe der Anteile als 
erfolgt. Erst bei der Veräußerung der Anteile, der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses, der Aufhe-
bung der Vinkulierung oder im Todesfall gelten die 
Zuwendungen als zugeflossen, wodurch eine Steu-
erstundung bewirkt wird. Zudem kann trotz  



 

 

Beendigung des Dienstverhältnisses für Anteile mit 
bestimmten Merkmalen (z.B. FlexKapG, wenn Ar-
beitgeber durch Erklärung am Lohnzettel optiert, 
dass der Zufluss erst bei Erfüllung eines anderen 
Tatbestands erfolgen soll) der Zufluss hinausge-
schoben werden. 

Gilt der geldwerte Vorteil als zugeflossen (z.B. bei 
Veräußerung), wird dieser begünstigt besteuert. 
Soweit der Zufluss nach Ablauf von drei Jahren ab 
dem Zeitpunkt der erstmaligen Abgabe erfolgt ist 
und das Dienstverhältnis mindestens 2 Jahre ge-
dauert hat, unterliegen lediglich 25% des geldwerten 
Vorteils der progressiven Tarifbesteuerung. Die 

übrigen 75% werden hingegen einem festen, der 
KESt nachgebildetem, Steuersatz in Höhe von 
27,5% unterzogen. Werden die Fristen (2 bzw. 3 
Jahre) nicht erfüllt, greift der jeweilige Grenzsteuer-
satz. 

Die Bemessungsgrundlage des geldwerten Vorteils 
ergibt sich bei Verkauf der Anteile aus dem Veräu-
ßerungserlös. In sonstigen Fällen (z.B. Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses) ist der gemeine Wert aus-
schlaggebend. Vom gemeinen Wert sind die An-
schaffungskosten abzuziehen, die bis zur Höhe des 
Nominales entstehen können.  

 
 

Der faktische Geschäftsführer im Steuerrecht 
 
Der Begriff des faktischen Geschäftsführers ist 
nicht definiert, wurde aber durch die Rechtspre-
chung herausgearbeitet. Er kommt daher, dass 
dem formell bestellten Geschäftsführer nicht 
immer die tatsächliche Handhabung und Wil-
lensbildung innerhalb eines Unternehmens zu-
kommt. 
Es kommt somit zu einem Auseinanderfallen von im 
Firmenbuch eingetragenen natürlichen Personen, 
die formell als Geschäftsführer agieren, und der 
Person, die die tatsächlichen Entscheidungen im 
Unternehmen trifft. Handelt jemand als „Schein-
Geschäftsführer“, kann dies zu Problemen im Be-
reich des Gläubigerschutzes und der Rechtssicher-
heit führen. 

Die Rechtsprechung legt den Begriff des faktischen 
Geschäftsführers wie folgt aus: „Demnach gilt als 
faktischer Geschäftsführer, wer maßgeblichen Ein-
fluss auf die Geschäftsführung eines Unternehmens 
nimmt, ohne förmlich als Geschäftsführer bestellt 
worden zu sein. Dabei ist es unerheblich, ob es sich 
um einen Angestellten, einen Gesellschafter oder 
um einen gänzlich Außenstehenden handelt. Ent-
scheidend ist, dass der faktische Geschäftsführer 
einen nachhaltigen und dauerhaften Einfluss auf 
die Geschäftsführung ausübt und es somit zur fakti-
schen Beherrschung des Unternehmens kommt.“ 

Jeder Fall ist individuell zu entscheiden 
Der offizielle Geschäftsführer muss größtenteils 
verdrängt und de facto entscheidungsunfähig ge-
macht werden. Daher würde es auch nicht ausrei-
chen, wenn ein Gesellschafter seinen Geschäftsfüh-
rern regelmäßig Weisungen erteilt, diese aber an-
sonsten noch freie Entscheidungsfähigkeit besitzen. 
Weiters ist auch immer auf die konkreten Umstände 

des Sachverhalts abzustellen. Jeder Fall ist daher 
einer eigenen Prüfung zu unterziehen, wobei auf 
die Gesamtbetrachtung zu achten ist. 

Dahingehend ergeben sich natürlich häufig Beweis-
probleme. Maßgebend kann der Auftritt von Perso-
nen nach außen sein, also ob sie Stellungnahmen 
für das Unternehmen abgeben oder bei Vertrags-
verhandlungen teilnehmen. Auch die Geschäftsge-
barung im Inneren ist relevant. Hier sind vor allem 
Unterlagen und Zeugenaussagen ausschlaggebend. 

Relevant in Haftungsfällen 
Relevant ist die faktische Geschäftsführung vor 
allem in Haftungsfällen. Hauptanwendungsfall ist die 
Insolvenz. Im Fall einer Insolvenz können Ansprü-
che entstehen, wenn das Verfahren zu spät einge-
leitet wird. Für diesen Schaden könnte es zur Haf-
tung des faktischen Geschäftsführers kommen. 
Auch können diesen gewisse Aufgaben, wie etwa 
die Stellung eines Insolvenzantrages, treffen. 
Geschäftsführer haften persönlich dafür, dass Steu-
ern und Abgaben rechtzeitig und vollständig abge-
führt werden. Diese Haftung kann auf den fakti-
schen Geschäftsführer ausgedehnt werden. Auch 
im Strafrecht ist der faktische Geschäftsführer von 
Bedeutung. Infrage kommen vor allem Delikte, die 
mit Insolvenzen im Zusammenhang stehen,  

etwa die grob fahrlässige Beeinträchtigung von 
Gläubigerinteressen. 

Hinweis: Sollten Sie die Auslagerung von Entschei-
dungen in Erwägung ziehen, achten Sie immer auf 
die äußeren und inneren Umstände der Geschäfts-
führung, da es sonst zu einer Ausweitung der Haf-
tung kommen kann. Wir empfehlen Ihnen daher die 
frühzeitige Planung und umfassende Beratung.  

 
 



 

 

Zusätzliche Mindestinhalte für Dienstzettel bzw. Dienstvertrag 
 
Am 28. März 2024 ist die Arbeitsvertragsrecht-
Novelle in Kraft getreten. Durch diese wurden 
insbesondere die Mindestinhalte für Dienstzettel 
und Dienstverträge inhaltlich erweitert, wodurch 
sich ein Adaptierungsbedarf für zukünftige 
Dienstverträge ergibt. 
Dienstzettel sind in der Praxis zwar ohnehin nur 
noch in relativ wenigen Betrieben üblich, die gesetz-
lichen Vorgaben gelten aber ebenso für schriftliche 
Dienstverträge. Im Sinne der besseren Beweissi-
cherung sind schriftliche Dienstverträge gegenüber 
Dienstzetteln im Regelfall zu bevorzugen. 

Zu beachten ist daher: Bei allen Dienstverträgen, 
die ab 28. März 2024 abgeschlossen werden, 
müssen die auszustellenden Dienstzettel bzw. 
schriftlichen Dienstverträge sofort die neuen gesetz-
lichen Mindestinhalte aufweisen. „Altverträge“ (d.h. 
vor dem 28.3.2024 abgeschlossene Dienstverträge) 
müssen hingegen nicht geändert werden. 

Die gesetzlichen Mindestinhalte im Überblick 
§2 Abs. 2 AVRAG (Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz) sieht für Dienstzettel bzw. 
schriftliche Dienstverträge bei Angestellten und 
Arbeitern als Mindestinhalte 15 Punkte vor. Bei 
Lehrverträgen gilt es diese Punkte zusätzlich zu den 
laut Berufsausbildungsgesetz erforderlichen Inhal-
ten zu beachten: 

1. Name und Anschrift des Arbeitgebers, 

2. Name und Anschrift des Arbeitnehmers, 

3. Beginn des Arbeitsverhältnisses, 

4. bei Arbeitsverhältnis auf bestimmte Zeit das 
Ende des Arbeitsverhältnisses, 

5. Dauer der Kündigungsfrist, Kündigungster-
min; NEU: Hinweis auf das einzuhaltende 
Kündigungsverfahren (gemeint sind damit 
die formalen Anforderungen an den Kündi-
gungsausspruch, z.B. allfälliges Schrift-
formgebot im Kollektivvertrag und ein Hin-
weis auf den allgemeinen Kündigungs-
schutz gem. §105 ArbVG. Andere Kündi-
gungsschutzbestimmungen wie Diskriminie-
rungsschutz, für begünstigte Behinderte 
oder Schwangere müssen dagegen nicht 
angeführt werden), 

6. gewöhnlicher Arbeits- (Einsatz-) ort, erfor-
derlichenfalls Hinweis auf wechselnde Ar-
beits- (Einsatz-) orte; NEU: Sitz des Unter-
nehmens, 

7. allfällige Einstufung in ein generelles Sche-
ma, 

8. vorgesehene Verwendung; NEU: kurze Be-
schreibung der zu erbringenden Arbeitsleis-
tung (nicht mehr nur Berufsbezeichnung 
und Funktion), 

9. die betragsmäßige Höhe des Grundgehalts 
oder -lohns, weitere Entgeltbestandteile wie 
z.B. Sonderzahlungen; NEU: gegebenen-
falls die Vergütung von Überstunden, Fällig-
keit, Art der Auszahlung des Entgelts, 

10. Ausmaß des jährlichen Erholungsurlaubes, 

11. vereinbarte tägliche oder wöchentliche 
Normalarbeitszeit des Arbeitnehmers; NEU: 
gegebenenfalls Angaben zu den Bedingun-
gen für Änderung von Schichtplänen, und 

12. Bezeichnung der auf den Arbeitsvertrag al-
lenfalls anzuwendenden Normen der kol-
lektiven Rechtsgestaltung (Kollektivvertrag, 
Satzung, Mindestlohntarif, festgesetzte 
Lehrlingsentschädigung, Betriebsvereinba-
rung) und Hinweis auf den Raum im Be-
trieb, in dem diese zur Einsichtnahme auf-
liegen, 

13. Name und Anschrift des Trägers der Sozial-
versicherung und der betrieblichen Vorsor-
gekasse (BV-Kasse) des Arbeitnehmers 
oder für Arbeitnehmer, die dem Bauarbeiter-
Urlaubs- und Abfertigungsgesetz (BUAG), 
BGBl. Nr. 414/1972 unterliegen; NEU: Na-
me und Anschrift der Bauarbeiter-Urlaubs 
und Abfertigungskasse, 

14. NEU: Dauer und Bedingung einer verein-
barten Probezeit und 

15. NEU: gegebenenfalls den Anspruch auf ei-
ne vom Arbeitgeber bereitgestellte Fortbil-
dung (falls gesetzlich erforderlich oder dem 
Arbeitnehmer zugesagt).

 
 
 
 
 



 

 

Temporäre Befreiung von der Grundbucheintragungsgebühr 
 
Mit der Novellierung des GGG (Gerichtsgebüh-
rengesetz), die am 19.4.2024 in Kraft getreten ist, 
wurde eine temporäre Befreiung von den Eintra-
gungsgebühren bei Wohnimmobilien eingeführt, 
um deren Anschaffung zu erleichtern. 
Die Befreiung, die in §§ 25a, 25b und 25c GGG 
geregelt ist, gilt für alle Gebühren nach TP 9 lit b 
GGG 

Dies sind insbesondere: 

 Einverleibung des Eigentums oder Bau-
rechts 

 Vormerkung und Rechtfertigung dieser Ein-
tragung 

 Eintragung von Pfandrechten 

 Anmerkung der Rangordnung für die beab-
sichtigte Verpfändung 

 nachträgliche Eintragung des Pfandrechtes 
in der angemerkten Rangordnung 

Voraussetzungen: 

 Der Eintragung liegt ein entgeltliches 
Rechtsgeschäft zugrunde, das nach dem 
31.3.2024 geschlossen worden ist (§25a 
Abs 2 Z 1 GGG). Keine Befreiung besteht 
daher beim Erwerb im Erbwege oder durch 
Schenkung. 

 Der Grundbuchantrag langt nach dem 
30.6.2024, aber vor dem 1.7.2026 beim 
Grundbuchgericht ein (§ 25a Abs 2 Z 2 
GGG). Es genügt jedoch, dass die Vormer-
kung oder die Anmerkung der Einräumung 
von Wohnungseigentum bzw. – beim Pfand-
recht – die Rangordnung für die beabsich-
tigte Verpfändung innerhalb dieser Frist be-
antragt wurde (§ 25a Abs 3 GGG). 

 Die als Eigentümer oder Baurechtsberech-
tigte einzutragende Person muss ein drin-
gendes Wohnbedürfnis an einem auf der 
Liegenschaft errichteten oder zu errichten-
den Gebäude bzw. einer Eigentumswoh-
nung haben (Wohnstätte § 25a Abs 2 Z 3  

  

 WGG). Diese Voraussetzung muss dem 
Grundbuchgericht innerhalb bestimmter 
Fristen, längstens aber innerhalb von 5 Jah-
ren, durch die Bestätigung der Meldung an 
der Liegenschaftsadresse und den Nach-
weis der Aufgabe der bisherigen Wohnstät-
te nachgewiesen werden (§ 25b Abs 1 
GGG). Bei der Selbstberechnung kann die 
Gebühr nach den Materialien vorerst mit „0“ 
angegeben werden. 

 Bei den Pfandrechtseintragungen muss der 
pfandrechtlich gesicherte Betrag zu mehr 
als 90% zum Erwerb des Eigentums oder 
Baurechts oder zur Errichtung oder Sanie-
rung einer Wohnstätte auf der Liegenschaft 
dienen (§ 25a Abs 2 Z 4 GGG). Diese Vo-
raussetzung muss mit einer dem Grund-
buchantrag beigelegten Bestätigung des 
Pfandgläubigers nachgewiesen werden (§ 
25b Abs 3 GGG). 

 Die Gebührenbefreiung wird im Grundbuch-
antrag oder spätestens anlässlich der Vor-
stellung gegen einen Zahlungsauftrag unter 
Hinweis auf § 25a GGG in Anspruch ge-
nommen (§ 25a Abs 2 Z 5 GGG). 

Umfang der Befreiung 
Die Gebühr entfällt nur bis zu einer Bemessungs-
grundlage von € 500.000.- bzw. für den diesen Be-
trag nicht überschreitenden Teil der Bemessungs-
grundlage. Ab einer Bemessungsgrundlage von € 2 
Mio. muss die Eintragungsgebühr auch für die ers-
ten € 500.000.- entrichtet werden (§ 25a Abs 4 
GGG). 

Rückwirkender Wegfall der Befreiung 
Wenn innerhalb von 5 Jahren ab Übergabe oder 
Fertigstellung der Wohnstätte das Eigentumsrecht 
daran aufgegeben wird oder das dringende Wohn-
bedürfnis wegfällt, ist die Eintragungsgebühr nach-
träglich einzuheben. Den Gebührenschuldner trifft 
eine Anzeigepflicht (§ 25c GGG). 
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